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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Betriebseriaubnis von Fahrrädern mit Hilfsmotor 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In jedem Mitgliedstaat müssen Fahrräder mit 
Hilfsmotor bestimmten, zwingend vorgeschriebenen 
technischen Merkmalen entsprechen; diese Bestim- 
mungen sind von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat 
verschieden; dadurch wird der Warenverkehr inner- 
halb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft be- 
hindert. 

Diese Hemmnisse für die Errichtung und das 
reibungslose Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes lassen sich verringern und sogar beseitigen, 
wenn alle Mitgliedstaaten in Ergänzung oder an- 
stelle ihrer derzeitigen Rechtsvorschriften gleiche 
Bestimmungen erlassen. 

Die Einhaltung der technischen Vorschriften wird 
herkömmlicherweise von den Mitgliedstaaten kon- 
trolliert, bevor die Fahrräder mit Hilfsmotor, für die 
sie gelten, in den Handel gebracht werden; diese 
Kontrolle erstreckt sich auf Typen von Fahrrädern 
mit Hilfsmotor. 

Es ist zweckmäßig, für Fahrräder mit Hilfsmotor 
innerhalb der Gemeinschaften zwei verschiedene 
Benennungen einzuführen, je nachdem, ob es sich um 
Fahrzeuge mit oder ohne Pedale handelt; der ein- 
zige Zweck dieser unterschiedlichen Benennungen 
besteht darin, es zu ermöglichen, Statistiken auszu- 


arbeiten, die erkennen lassen, welche Bauart von 
Fahrrädern mit Hilfsmotor größere Vorzüge und 
höhere Verkehrssicherheit bietet, während jedoch 
für beide Arten von Fahrrädern mit Hilfsmotor 
keinerlei Diskriminierung hinsichtlich der tech- 
nischen, steuerlichen, verwaltungsmäßigen, ver- 
sicherungstechnischen und anderen Bestimmungen 
zulässig ist. 

Es ist angezeigt, in Einzelrichtlinien harmonisierte 
technische Vorschriften für die einzelnen Fahrzeug- 
typen oder Fahrzeugmerkmale festzulegen. 

Die Kontrolle dieser Vorschriften sowie die An- 
erkennung der von den anderen Mitgliedstaaten 
durchgeführten Kontrollen durch jeden Mitglied- 
staat erfordert die Einführung eines gemeinschaft- 
lichen Verfahrens für die Betriebserlaubnis für 
jeden Fahrzeugtyp. 

Dieses Verfahren soll jedem Mitgliedstaat die 
Feststellung ermöglichen, ob jeder Typ des Fahr- 
rads mit Hilfsmotor den in den Einzelrichtlinien vor- 
' gesehenen und auf dem Betriebserlaubnisbogen an- 
gegebenen Kontrollen unterworfen wurde; damit 
soll den Herstellern ermöglicht werden, eine Uber- 
einstimmungsbescheinigung für alle Fahrzeuge aus- 
zustellen, die dem genehmigten Typ entsprechen; 
ein mit dieser Bescheinigung versehenes Fahrrad 
mit Hilfsmotor hat in allen Mitgliedstaaten als mit 
ihrer eigenen Gesetzgebung übereinstimmend zu 
gelten; es ist angezeigt, daß jeder Mitgliedstaat die 
anderen Mitgliedstaaten von der getroffenen Fest- 
stellung durch Übersendung einer Abschrift des für 
jeden genehmigten Fahrzeugtyp ausgestellten Be- 
1 triebserlaubnisbogens unterrichtet. 

Vorübergehend muß die Betriebserlaubnis auf 
Grund der Gemeinschaftsvorschriften nach Maßgabe 
des Inkrafttretens der Einzelrichtlinien über die ver- 
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schiedenen Teile oder Merkmale von Fahrrädern mit 
Hilfsmotor erteilt werden können, während für die 
noch nicht erfaßten Teile die innerstaatlichen Vor- 
schriften in Kraft bleiben. 

Unbeschadet der Artikel 169 und 170 des Vertrags 
ist es zweckmäßig, im Rahmen der Zusammenarbeit 
zwischen den zuständigen Behörden der Mitglied- 
staaten Bestimmungen vorzusehen, um die Lösung 
technischer Streitfragen zu erleichtern, die über die 
Vereinbarkeit einer Fertigung mit dem Typ, für den 
die Betriebserlaubnis erteilt wurde, entstehen 
können. 

Da auch solche Fahrräder mit Hilfsmotor, die 
einem genehmigten Typ entsprechen, unter Um- 
ständen Nachteile aufweisen können, die die Sicher- 
heit des Straßenverkehrs gefährden, ist es zweck- 
mäßig, ein Verfahren vorzusehen, das geeignet ist, 
dieser Gefahr vorzubeugen. 

Der technische Fortschritt macht eine Anpassung 
der in den Einzelrichtlinien aufgeführten technischen 
Vorschriften erforderlich; um die Durchführung der 
hierfür erforderlichen Maßnahmen zu erleichtern, 
muß ein Verfahren geschaffen werden, das eine 
enge Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten und 
Kommission im Rahmen des Ausschusses vorsieht, 
der durch die Richtlinie des Rates vom 6. Februar 
1970 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für 
Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger einge- 
setzt wurde — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 
Artikel 1 

1. Als Fahrrad mit Hilfsmotor im Sinne dieser 
Richtlinie gelten alle zur Teilnahme am Straßenver- 
kehr bestimmten Kraftfahrzeuge mit Verbrennungs- 
motor mit einem Hubraum bis zu 50 cm^, deren bau- 
artbedingte Höchstgeschwindigkeit nicht mehr als 
45 km/h und deren zulässiges Höchstgewicht nicht 
mehr als 250 kg beträgt. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970 


2. "Aus rein statistischen Gründen werden folgen- 
de Bezeichnungen eingeführt: 

— „sped": alle Fahrräder mit Hilfsmotor gemäß 

obenstehender Definition, mit Pedalen, 

— „skii": alle Fahrräder mit Hilfsmotor gemäß 

vorstehender Definition, ohne Pedale. 

j Für diese beiden Typen von Fahrrädern mit Hilfs- 
' motor darf hinsichtlich der technischen Vorschriften 
oder der steuerlichen, verwaltungsmäßigen, ver- 
sicherungstechnischen und sonstigen Bestimmungen 
keinerlei Diskriminierung entstehen. 

I Artikel 2 

Im Sinne dieser Richtlinie sind: 

a) „Betriebserlaubnis mit nationaler Geltung" eine 
Verwaltungsmaßnahme mit folgender Bezeich- 
nung: 

— agreation par type und aanneming im belgi- 
schen Recht, 

— allgemeine Betriebserlaubnis im deutschen 
Recht, 

— reception par type im französischen Recht, 

i — omologazione oder approvazione del tipo im 
! italienischen Recht, 

— agreation im luxemburgischen Recht, 

— typegoedkeuring im niederländischen Recht; 

^ b) „EWG-Betriebserlaubnis" eine Maßnahme, durch 
die ein Mitgliedstaat feststellt, daß der Typ eines 
Fahrrads mit Hilfsmotor den technischen Vor- 
schriften der Einzelrichtlinien entspricht und den 
Kontrollen genügt, die im EWG-Betriebserlaub- 
nisbogen nach dem Muster des Anhangs II vor- 
gesehen sind. 

KAPITEL II 

EWG-Betriebserlaubnis 
für Fahrräder mit Flilfsmotor 

Artikel 3 

Der Antrag auf Erteilung einer EWG-Betriebs- 
erlaubnis wird vom Hersteller oder seinem Beauf- 
tragten in einem Mitgliedstaat gestellt. Dem Antrag 
sind ein Beschreibungsbogen nach dem Muster des 
Anhangs I und die in diesem Bogen bezeichneten 
Unterlagen beizufügen. Für ein und denselben Typ 
eines Fahrrads mit Hilfsmotor kann der Antrag auf 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
7. Februar 1973 - 1/4 (IV/ 1 )- 680 70~E~Fa 1/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 5. Januar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Erteilung der Betriebserlaubnis jeweils nur in einem 
Mitgliedstaat gestellt werden. 

Artikel 4 

1. Jeder Mitgliedstaat erteilt die Betriebserlaubnis 
für jeden Typ des Fahrrads mit Hilfsmotor, der 
folgende Bedingungen erfüllt: 

a) Der Typ des Fahrrads mit Hilfsmotor stimmt mit 
den Angaben im Beschreibungsbogen überein; 

b) Der Typ des Fahrrads mit Hilfsmotor genügt den 
im Muster des Betriebserlaubnisbogens nach 
Artikel 2 Buchstabe b vorgeschriebenen Kon- 
trollen. 

2. Der Mitgliedstaat, der die Betriebserlaubnis er- 
teilt hat, trifft - erforderlichenfalls in Zusammen- 
arbeit mit den zuständigen Behörden der übrigen 
Mitgliedstaaten - die notwendigen Maßnahmen, um 
die Übereinstimmung der Fertigung mit dem geneh- 
migten Prototyp soweit erforderlich zu überwachen. 
Die Überwachung beschränkt sich auf Stichproben. 
Für jeden von ihm genehmigten Fahrzeugtyp füllt 
der Mitgliedstaat alle Spalten des Betriebserlaubnis- 
bogens aus. 

Artikel 5 

1. Die zuständigen Behörden eines jeden Mitglied- 
staates übermitteln den zuständigen Behörden der 
anderen Mitgliedstaaten binnen eines Monats Ab- 
schriften der Beschreibungsbögen zusammen mit 
denen der Betriebserlaubnisbögen für jeden Typ 
eines Fahrrads mit Hilfsmotor, für den sie die Be- 
triebserlaubnis erteilen oder versagen. 

2. Für jedes entsprechend dem genehmigten Proto- 
typ hergestellte Fahrrad mit Hilfsmotor wird vom 
Hersteller oder seinem Beauftragten im Zulassungs- 
land eine Übereinstimmungsbescheinigung nach dem 
Muster des Anhangs III ausgestellt. 

3. Die Mitgliedstaaten können jedoch im Hinblick 
auf die Besteuerung des Fahrrads mit Hilfsmotor 
oder zwecks Ausstellung der Dokumente für seine 
Zulassung verlangen, daß andere als die in An- 
hang III aufgeführten Angaben gemacht werden, so- 
fern sie auf dem Beschreibungsbogen ausdrücklich 
vermerkt sind oder sich durch eine einfache Berech- 
nung daraus ableiten lassen. 

Artikel 6 

1. Der Mitgliedstaat, der die EWG-Betriebserlaub- 
nis erteilt hat, muß alle erforderlichen Maßnahmen 
treffen, um sich über eine etwaige Produktionsein- 
stellung sowie über jede Änderung der Angaben 
des Beschreibungsbogens zu unterrichten. 

2. Macht eine solche Änderung nach Ansicht dieses 
Mitgliedstaats eine Änderung des vorhandenen Be- 
triebserlaubnisbogens oder die Ausstellung eines 
neuen Betriebserlaubnisbogens nicht notwendig, so 
unterrichten die zuständigen Behörden dieses Staa- 
tes hiervon den Hersteller und übermitteln den zu- 
ständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten in 
regelmäßigen Sammelsendungen Abschriften der 


an den bereits verteilten Beschreibungsbögen vor- 
genommenen Änderungen. 

3. Stellt dieser Mitgliedstaat fest, daß durch eine 
am Beschreibungsbogen vorgenommene Änderung 
neue Versuche oder neue Prüfungen gerechtfertigt 
sind und daß dadurch eine Änderung des vorhande- 
nen Betriebserlaubnisbogens oder die Ausstellung 
eines neuen Betriebserlaubnisbogens notwendig 
wird, so unterrichten die zuständigen Behörden die- 
ses Staates hiervon den Hersteller und übermitteln 
den zuständigen Behörden der anderen Mitglied- 
staaten diese neuen Unterlagen innerhalb eines 
Monats nach deren Ausstellung. 

4. Wird der Betriebserlaubnisbogen geändert, er- 
setzt oder wegen Einstellung der Fertigung des ge- 
nehmigten Typs ungültig, so teilen die zuständigen 
Behörden des Mitgliedstaats, der die Betriebserlaub- 
nis erteilt hat, den zuständigen Behörden der ande- 
ren Mitgliedstaaten binnen eines Monats die Serien- 
nummern des letzten Fahrrads mit Hilfsmotor mit, 
das in Übereinstimmung mit dem alten Betriebs- 
erlaubnisbogen hergestellt wurde, und gegebenen- 
falls die Seriennummern des ersten Fahrrads mit 
Hilfsmotor, das in Übereinstimmung mit dem neuen 
oder geänderten Bogen hergestellt wurde. 

Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten dürfen die Zulassung, den 
Verkauf, die Inbetriebnahme oder die Benutzung 
eines neuen, mit einer Übereinstimmungsbescheini- 
gung versehenen Fahrrads mit Hilfsmotor nicht aus 
Gründen seiner Bau- oder Wirkungsweise ver- 
weigern oder verbieten. 

2. Diese Bescheinigung hindert jedoch einen Mit- 
gliedstaat nicht daran, derartige Maßnahmen für 
Fahrräder mit Hilfsmotor zu treffen, die nicht mit 
dem genehmigten Prototyp übereinstimmen. 

Eine Nichtübereinstimmung mit dem genehmigten 
Prototyp liegt vor, wenn Abweichungen von dem 
Beschreibungsbogen festgestellt werden, die von 
dem Mitgliedstaat, der die Betriebserlaubnis erteilt 
hat, nicht gemäß Artikel 6 Absatz 2 oder 3 ge- 
nehmigt worden sind. Soweit in den Einzelricht- 
linien Grenzwerte aufgeführt sind, besteht keine 
Abweichung von dem genehmigten Typ, wenn diese 
Grenzwerte eingehalten werden. 

Artikel 8 

1. Stellt der Mitgliedstaat, der die EWG-Betriebs- 
erlaubnis erteilt hat, fest, daß mehrere Fahrräder 
mit Hilfsmotor, die mit einer Übereinstimmungs- 
bescheinigung versehen sind, nicht mit dem Typ 
übereinstimmen, für den er die Betriebserlaubnis er- 
teilt hat, so trifft er die notwendigen Maßnahmen, 
um die Übereinstimmung der Fertigung mit dem 
genehmigten Typ sicherzustellen. Die zuständigen 
Behörden dieses Staates unterrichten die zustän- 
digen Behörden der anderen Mitgliedstaaten von 
den getroffenen Maßnahmen, die gegebenenfalls bis 
zum Entzug der EWG-Betriebserlaubnis gehen 
können. 
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Diese Behörden treffen die gleichen Maßnahmen, 
wenn sie von den zuständigen Behörden eines 
anderen Mitgliedstaats von einer derartigen Nicht- 
übereinstimmung unterrichtet werden. 

2. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
unterrichten sich gegenseitig binnen eines Monats 
vom Entzug einer erteilten EWG-Betriebserlaubnis 
und den Gründen hierfür. 

3. Bestreitet der Mitgliedstaat, der die EWG-Be- 
triebserlaubnis erteilt hat, die ihm gemeldete Nicht- 
übereinstimmung, so bemühen sich die betreffenden 
Mitgliedstaaten um die Beilegung des Streitfalles. 

Die Kommission wird laufend darüber unterrichtet. 
Erforderlichenfalls führt sie Konsultationen durch, 
die geeignet sind, eine Lösung herbeizuführen. 

Artikel 9 

Stellt ein Mitgliedstaat fest, daß Fahrräder mit 
Hilfsmotor des gleichen Typs die Sicherheit des 
Straßenverkehrs gefährden, obwohl sie mit einer 
ordnungsgemäß ausgestellten Übereinstimmungs- 
bescheinigung versehen sind, so kann er für eine 
Dauer von höchstens sechs Monaten deren Zulas- 
sung verweigern oder deren Verkauf, Inbetrieb- 
nahme oder Benutzung auf seinem Hoheitsgebiet 
verbieten. Unter Begründung seiner Entscheidung 
unterrichtet der Mitgliedstaat davon unverzüglich 
die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission. 

KAPITEL III 

Übergangsbestimmungen 

Artikel 10 

1. Mit dem Inkrafttreten dieser Richtlinie und nach 
Maßgabe des Inkrafttretens der für das EWG-Be- 
triebserlaubnisverfahren erforderlichen Einzelricht- 
linien: 

— werden auf Wunsch desjenigen, der die Betriebs- 
erlaubnis beantragt, die harmonisierten tech- 
nischen Gemeinschaftsvorschriften an Stelle der 
entsprechenden einzelstaatlichen Vorschriften als 
Grundlage für die Betriebserlaubnis mit natio- 
naler Geltung angewandt; 

— füllt jeder Mitgliedstaat auf Antrag des Her- 
stellers oder seines Beauftragten nach Vorlage 
des in Artikel 3 vorgesehenen Beschreibungs- 
bogens die Spalten des in Artikel 2 Buchstabe b 
vorgesehenen Betriebserlaubnisbogens aus. Eine 
Abschrift dieses Bogens wird dem Antragsteller 
ausgehändigt. Die übrigen Mitgliedstaaten, bei 
denen eine Betriebserlaubnis mit normaler Gel- 
tung für den gleichen Typ eines Fahrrads mit 


Hilfsmotor beantragt wird, erkennen dieses Do- 
kument als Nachweis dafür an, daß die vorge- 
sehenen Prüfungen bereits durchgeführt worden 
sind. 

2. Absatz 1 tritt außer Kraft, sobald alle für die 
Erteilung der EWG-Betriebserlaubnis notwendigen 
Vorschriften anwendbar sind. 

KAPITEL IV 

Allgemeine und Schlußbestimmungen 
Artikel 11 

Die Änderungen, die zur Anpassung 
— der Anhänge I, II und III, 

^ — der Bestimmungen der in Anhang II erwähnten 
Einzelrichtlinien, die in jeder dieser Richtlinien 
' ausdrücklich genannt werden, 

' an den technischen Fortschritt notwendig sind, wer- 
den nach dem Verfahren des Artikels 13 der Richt- 
linie des Rates vom 6. Februar 1970 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahr- 
zeuganhänger erlassen. 

Artikel 12 

Jede Verfügung auf Grund der zur Durchführung 
dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften, durch die 
eine Betriebserlaubnis verweigert oder entzogen, 
die Zulassung verweigert oder ein Verkaufs- bzw. 
Benutzungsverbot ausgesprochen wird, ist genau zu 
begründen. Sie ist den Beteiligten unter Angabe der 
in den Mitgliedstaaten nach dem geltenden Recht 
vorgesehenen Rechtsmittel und der Rechtsmittel- 
fristen zuzustellen. 

Artikel 13 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie binnen achtzehn Monaten nach 
ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und setzen die 
Kommission hiervor unverzüglich in Kenntnis. 

2. Vom Zeitpunkt der Bekanntgabe dieser Richt- 
linie an unterrichten die Mitgliedstaaten die Kom- 
mission rechtzeitig über jeden neuen Entwurf für 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, die sie auf 
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet zu erlas- 
sen beabsichtigen, damit die Kommission dazu 
Stellung nehmen kann. 

Artikel 14 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang I 


Muster des Beschreibungsbogens für Fahrräder mit Hilfsmotor (a) 

0. Allgemeines 

0.1. Fabriksmarke (Firmenbezeichnung) 

0.2. Typ oder Handelsbezeichnung (Angabe ob „sped" oder „skil" sowie etwaige Varianten) 

0.3. Name und Anschrift des Herstellers 

0.4. Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers (gegebenenfalls) 

0.5. Sitz und Befestigungsweise der Fabrikschilder und Firmenaufschriften 

0. 6. Die Bezifferung der Typenserie beginnt mit Nummer 

1 . Allgemeine Bauweise des Fahrrads mit Hilfsmotor 

(Maßskizzen des Fahrzeugs beifügen) 

1.1. Anzahl der Räder 

1.1.1. Vom Motor angetriebene Räder 

1.1.2. Vom Tretrad angetriebene Räder 

1.2. Schematische Zeichnung des Fahrgestells 

1.3. Lage und Anordnung der Antriebsmaschine 

1.4. Anbringungsmoglichkeit eines weiteren Sitzes 

2. Abmessungen und Gewichte (mm und kg) 

2.1. Radstand unbelastet 

2.2. Hauptabmessungen (über alles) des Fahrrads mit Hilfsmotor 

2.2.1. Länge unbelastet 

2.2.2. Breite 

2.2.3. Höhe unbelastet 

2.2.4. Bodenfreiheit des Fahrrads mit Hilfsmotor (beim technisch zulässigen Gesamtgewicht) 

2.3. Leergewicht des betriebsfertigen Fahrrads mit Hilfsmotor 

2.3.1. Verteilung dieses Gewichts auf die Radachsen 

2.4. Technisch zulässiges Höchstgewicht des Fahrrads mit Hilfsmotor nach Angabe des Herstellers 

2.4.1. Verteilung dieses Gewichts auf die Radachsen 

3. Antriebsmaschine 

3.1. Hersteller 

3.2. Bezeichnung, Typ und Anordnung 

3.3. Arbeitszyklus 

3.4. Kühlung (Luftkühlung, Wasserkühlung) 

3.5. Gewicht der betriebsfertigen Antriebsmaschine 

(Angabe ob mit oder ohne Getriebe) 

3.6. Anzahl, Anordnung und Kennzeichnung der Zylinder 

3.7. Bohrung, Hub, Hubraum (b) 

3.8. Länge der Kurbelwelle 

3.9. Exzentrizität der Kurbelwelle 

3.10. Exzentrizität der Kolbenachse 

3.11. Verdichtungsverhältnis (Kolben und Dichtung) 

(Maßskizzen) 

3.12. Höchstleistung (Angabe der Leistungsabnahme und der verwendeten Norm) 

bei Umdrehungen/Minute 

3.13. Höchstdrehmoment bei Umdrehungen/Minute 

(Angabe der gleichen Norm wie unter 3.12.) (c) 

3.14. Vom Hersteller empfohlener Kraftstoff 

3.15. Kraftstoffbehälter {Fassungsraum und Anordnung) 

3.16. Vergaser (Typ, Hersteller und Skizze) 

3.17. Einlaßfilter, Einlaßleitung, Auslaßleitung und Auspuffschalldämpfer 

3.18. Durchmesser der Gasleitung zum Vergaser 

3.19. Eintrittsdurchmesser der Ansaugleitung 

3.20. Austrittsquerschnitt der Ansaugleitung 

3.21. Zweitaktmotoren 

3.21.1. Skizze des Einlaßschlitzes im Zylinder sowie gegebenenfalls der diesem gegenüberliegenden Kolben- 

nase (Einlaßvoreilung). Besitzt der Motor ein Einlaßsystem durch Walzenschieber (über die Kurbel- 
welle, über einen Nocken oder eine Einkerbung am Kurbelwellenumfang), vollständige Beschrei- 
bung dieses Einlaßsystems hinsichtlich des feststehenden Teils und des umlaufenden Teils 

3.21.2. Skizze der Spülschlitze im Zylinder 
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3.22. Viertaktmotoren 

3.22.1. Durchmesser der Ventile (Einlaß und Auspuff) und Ventilhub 

3.23. Elektrische Anlage (Spannung) 

3.24. Lichtmaschine (Typ und Nennleistung) 

3.23. Zündung (Apparateart, Zündzeitpunkt-Verstellungen (in Grad oder mm) 

3.24. Maßnahmen gegen die Luftverschmutzung 

4. Höchstgeschwindigkeit und Kraftübertragung (Maßskizze) 

(bei nicht-konventionellen Kraftübertragungen entsprechende Beschreibung) 

4.1. Art der Kraftübertragung (mechanisch, elektrisch usw.) 

4.2. Kupplung (Art) 

4.3. Getriebe (Art, Betätigungsweise) 

4.4. Übersetzung der Kraftübertragung 


Getriebe- 

Primär- 

Getriebe- 

Sekundär- 

Gesamt- 

gang 

Übertragung 

Übersetzung 

Übertragung 

Übersetzung 

1 

2 





3 





4 






4.5. Fahrgeschwindigkeit bei einer Motordrehzahl von 1000 Umdrehungen/Minute mit Normalbereifung, 
Umfang der Laufflächen bei Belastung Meter. 


Getriebegang 

Geschwindigkeit in km/h 

1 


2 


3 


4 



4.6. Höchstgeschwindigkeit des Fahrrads mit Hilfsmotor im größten Getriebegang (km/h) 

Umfang der Laufflächen bei Belastung Meter 

5. Bereifung und Aufhängung (Gesamtschema der Aufhängungsorgane) 

5.1. Normalbereifung und Felgen (Abmessungen und Merkmale) 

5.1.1. vorn 

5.1.2. hinten 

5.2. Bauart der Aufhängung jedes Rades 

5.3. Merkmale der elastischen Aufhängungsorgane (Art, Werkstoffeigenschaften und Abmessungen) 

5.4. Stoßdämpfer (gegebenenfalls) 

6. Lenkung (Maßskizze beifügen) 

7. Bremsanlage (Gesamtschema) 

8. Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtung 

(Skizze des Fahrzeugs mit vermaßter Angabe der Beleuchtungseinrichtungen und Angabe der 
Leistungsaufnahme der Leuchten; Farbe der Leuchten) 

8.1. Abblendscheinwerfer 

8.2. Rote Schlußleuchte 

8.3. Rote Rückstrahler hinten 

8.4. Vordere Begrenzungsleuchte 

8.5. Bremsleuchte 

8.6. Fahrtrichtungsanzeiger 

8.7. Autogelbe Pedalrückstrahler 

8.8. Hintere Kennzeichenbeleuchtung 

9. Verschiedenes 

9.1. Schallzeichengeber 

9.2. Anordnung des hinteren Kennzeichenschildes (gegebenenfalls) 

9.3. Funkentstörung (Beschreibung) 

9.4. Geräuschpegel 

9.5. Rückspiegel 
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9.6. Sitze 

9.6.1. Anzahl 

9.6.2. Handgriffe 

9.6.3. Fußrasten 

9.7. Anhängevorrichtung (gegebenenfalls) 

9.8. Einrichtung gegen unbefugte Benutzung des Fahrrads mit Hilfsmotor (gegebenenfalls) 

9.9. Geschwindigkeitsmesser (gegebenenfalls) 


Bemerkungen 


Bei jeder Rubrik, bei der Lichtbilder oder Zeichnungen beizufügen sind, sind die Nummern der entsprechenden 
Anlagen anzugeben. 

(a) Bei jedem Fahrrad mit Hilfsmotor, für das eine Bauartgenehmigung erteilt wurde, kann die Beschreibung durch 
einen Hinweis auf diese Bauartgenehmigung ersetzt werden. Ebenso ist eine Beschreibung nicht nötig bei Teilen 
von Fahrrädern mit Hilfsmotor, deren Bauweise klar aus den beigefügten Schemata oder Skizzen hervorgeht. 

(b) Zur Ermittlung des Hubraums ist folgende Formel zu verwenden: 

^ = 0,78 
4 

Die Maßangaben für das Verhältnis Hub/Bohrung sind auf halbe mm nach unten, das Maß für den Hubraum auf 
ein cm3 nach unten abzurunden. 
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Anhang II 


EWG-Betriebserlaubnisbogen für Fahrräder mit Hilfsmotor 


A. Allgemeines 

Bei der Aufstellung eines Betriebserlaubnisbogens im Rahmen des EWG-Betriebserlaubnisverfahrens ist 
folgendermaßen vorzugehen: 

1. Auf Grund der Angaben im Beschreibungsbogen werden, nachdem die Richtigkeit dieser Angaben 
nachgeprüft worden ist, die im Muster des Betriebserlaubnisbogens gemäß dem nachstehenden Punkt B 
hierfür vorgesehenen Spalten ausgefüllt. 

2. Neben jeder Spalte des Betriebserlaubnisbogens werden nachstehende Vermerke eingetragen, nachdem 
die entsprechenden Kontrollen und Versuche durchgeführt worden sind: 

„ü'' Kontrolle der Übereinstimmung des betreffenden Bauteiles oder Merkmales mit den Angaben 

des Beschreibungsbogens; 

„ER" Kontrolle der Übereinstimmung des betreffenden Bauteiles oder Merkmales mit den harmoni- 
sierten Vorschriften gemäß Einzelrichtlinie; 

„P" Aufstellung des Prüfprotokolls, das dem Betriebserlaubnisbogen beizufügen ist; 

„SCH" Nachprüfen, ob ein Schema vorhanden ist. 

B. Muster des Betriebserlaubnisbogens für Fahrräder mit Hilfsmotor 

0. Allgemeines 

0.1. Fabrikmarke (Firmenbezeichnung) 

0.2. Typ oder Handelsbezeichnung (Angabe, ob „sped" oder „skil", sowie etwaige 


Varianten) 

0.3. Name und Anschrift des Herstellers 

0.4. Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers (gegebenenfalls) 

0.5, Lage und Befestigungsart der Schilder und der vorgeschriebenen Angaben ER 

0. 6. Die Numerierung innerhalb der Typenserie beginnt mit der Nr 

1 . Allgemeine Baumerkmale des Fahrrads mit Hilfsmotor 

1.1. Anzahl der Räder ü 

1.1.1. V om Motor angetriebene Räder 

1.1.2. Vom Tretrad angetriebene Räder 

1.2. Schematische Zeichnung des Fahrgestells U 

1.3. Lage und Anordnung der Antriebsmaschine Ü 

1.4. Anbringungsmöglichkeit eines weiteren Sitzes ü 

2. Abmessungen und Gewichte (mm und kg) ü 


2.1. Radstand (bei Leergewicht) 

2.2. Hauptabmessungen (über alles) des Fahrrads mit Hilfsmotor: 

2.2.1. Länge (bei Leergewicht) 

2.2.2. Breite 

2.2.3. Höhe (bei Leergewicht) 

2.2.4. Bodenfreiheit des Fahrrads mit Hilfsmotor 

(bei technisch höchstzulässigem Gesamtgewicht) 

2.3. Leergewicht des fahrbereiten Fahrrads mit Hilfsmotor 

2.3.1. Verteilung dieses Gewichts auf die Radachsen 

2.4. Technisch zulässiges Gesamtgewicht des Fahrrads mit Hilfsmotor nach Angabe des 

Herstellers 

2.4.1. Verteilung dieses Gewichts auf die Radachsen 


3. Antriebsmaschine 

3.1. Hersteller Lf 

3.2. Bezeichnung, Typ und Anordnung U 

3.3. Arbeitsverfahren Ü 

3.4. Kühlung (Luftkühlung, Wasserkühlung) ü 


8 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCksacIlG 7/161 


3.5. Anzahl, Kennzeichnung und Anordnung der Zylinder ER 

3.6. Bohrung-Hubraum ER 

3.7. Länge der Kurbelwelle Ü 

3.8. Exentrizität der Kurbelwelle ü 

3.9. Exzentrizität der Kolbenachse ü 

3.10. Verdichtungsverhältnis (Kolben und Dichtung) ER 

3.11. Höchstleistung (Angabe der Leistungsabnahme und der verwendeten Norm) 

bei U/min ER 

3.12. Größtes Drehmoment bei U/min (gleiche Norm wie unter 3.11.) ü 

3.13. Kraftstoffbehälter (Fassungsraum und Lage) Ü 

3.14. Querschnitt des Spülschlitzes ER 

3.15. Vergaser (Typ, Hersteller) ER-SCH 

3.16. Einlaßfilter, Einlaßleitung, Auslaßleitung und Auspuff Schalldämpfer ER 

3.17. Elektrische Anlage (Spannung) ü 

3.18. Lichtmaschine (Art und Nennleistung) ü 

3.19. Maßnahmen gegen Luftverschmutzung ER 

4. Höchstgeschwindigkeit und Kraftübertragung ER 

4.1. Art der Kraftübertragung (mechanisch, elektrisch, usw.) 

4.2. Kupplung (Art) 

4.3. Schaltgetriebe (Art, Betätigungsweise) 

4.4. Übersetzung der Kraftübertragung 


Getriebe- 

Primär- 

Getriebe- 

Sekundär- 

Gesamt- 

gang 

Übertragung 

Untersetzung 

Übertragung 

Untersetzung 

1 

2 





3 





4 






4.5. Fahrgeschwindigkeit bei einer Motordrehzahl von 1000 U/min mit Normalbereifung, 
Laufflächenumfang bei Belastung Meter 


Getriebegang 

Geschwindigkeit 

km/h 

1 


2 


3 


4 



5. 

Bereifung und Aufhängung 


5.1. 

Normalbereifung und Felgen (Abmessungen und Merkmale) 

ü 

5.1.1. 

vorn 


5.1.2. 

hinten 


6. 

Lenkung 

ü 

7. 

Bremsaniagen 

ER-P 

8. 

Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtung 

ER 

8.1. 

Scheinwerfer für Abblendlicht 


8.2. 

Rote Schlußleuchte 


8.3. 

Roter Rückstrahler hinten 


8.4. 

Vordere Begrenzungsleuchte 


8.5. 

Bremsleuchte 


8.6. 

Fahrtrichtungsanzeiger 


8.7. 

Autogelbe Pedalrückstrahler 


8.8. 

Hintere Kennzeichenleuchte 


9. 

Verschiedenes 


9.1. 

Vorrichtung für Schallzeichen 

ER 

9.2. 

Anbringungsstelle für das hintere amtliche Kennzeichen (gegebenenfalls) 

ER 

9.3. 

Funkentstörung 

ER 
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9.4. 

Geräuschpegel 

ER 

9.5. 

Rückspiegel 

ER 

9.6. 

Sitze 

ER 

9.6.1. 

Anzahl 


9.6.2. 

Handgriffe 


9.6.3. 

Fußrasten 


9.7. 

Anhängevorrichtung 

ü 

9.8. 

Einrichtung gegen die unbefugte Benutzung des Fahrrads mit Hilfsmotor 

U 

9.9. 

Geschwindigkeitsmesser (gegebenenfalls) 

U 


Hiermit wird bestätigt, daß die im Beschreibungsbogen Nr enthaltenen Angaben des Herstellers 

mit dem vom Hersteller als Prototyp des Modells vorgeführten Fahrrads mit Hilfs- 
motor, Fahrgestell-Nr , übereinstimmen. 

Die auf Antrag des Herstellers vorgenommenen Feststellungen 

ergeben, daß das vorstehend beschriebene und als Baumuster einer Serie vorgeführte Fahrrad mit Hilfs- 
motor, Fahrgestell-Nr. , allen in dem vorliegenden Bogen aufgeführten Ver- 

merken entspricht. 


, den 


(Unterschrift) 
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Anhang III 

Muster einer Übereinstimmungsbescheinigung für Fahrräder mit Hilfsmotor 

Der Unterzeichnete (Name und Vorname) bescheinigt, daß 

das Fahrrad mit Hilfsmotor 

1. Art 

2. Fabriksmarke 

3. Typ 

4. Nummer innerhalb der Typenserie 

mit dem am in durch 

genehmigten Beschreibungsbogen-Nr und im Betriebserlaubnisbogen-Nr 

beschriebenen Typ vollkommen übereinstimmt. 

den 

(Ort) 


(Unterschrift) 


(Stellung) 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Ein Vergleich der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten auf dem Sektor der Fahr- 
räder mit Hilfsmotor hat gezeigt, daß auf diesem Ge- 
biet gewisse Divergenzen bestehen, die zu Handels- 
hemmnissen Anlaß geben. Die Beseitigung dieser 
Hemmnisse rechtfertigt Maßnahmen, die in der drit- 
ten Phase des „allgemeinen Programms zur Beseiti- 
gung der technischen Handelshemmnisse, die sich aus 
der Unterschiedlichkeit der einzelstaatlichen Rechts- 
vorschriften ergeben'', das vom Rat am 18. Mai 1969 
angenommen wurde ^), vorgesehen sind. 

Die Kommission hielt es für zweckmäßig und not- 
wendig, einen Richtlinienvorschlag auszuarbeiten, 
durch den ein gemeinsames Betriebserlaubnisver- 
fahren auf diesem Sektor erstellt werden kann. 

Dabei sollen kurz die derzeitige Situation zwischen 
den Mitgliedstaaten in Erinnerung gebracht und die 
großen Linien der Aktion aufgezeigt werden, die 
auf Gemeinschaftsebene unternommen wurde, um 
die aus dieser Situation sich ergebenden Nachteile 
zu beseitigen. 


11. Derzeitige Rechtslage in den einzelnen Mitglied- 
staaten und vorgeschlagene Gemeinschaftsaktion 

1, Rechtslage in den Mitgliedstaaten 

Belgien 

— Königlicher Erlaß vom 14. März 1968 
(Artikel 2 Abs. 10) betreffend die Definition 
des Fahrrades mit Hilfsmotor 

— Königlicher Erlaß vom 13. August 1971 über 
die Geschwindigkeit von Fahrrädern mit 
Hilfsmotor und das Geräusch von Fahrrädern 
mit Hilfsmotor, Kleinkrafträdern, Motordrei- 
rädern und Motorvierradkarren. 

Deutschland 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 76 
vom 17. Juni 1969 


— § 55 StVZO, Schallzeichen 

— § 55 a StVZO, Funkentstörung 

— § 56 StVZO, Rückspiegel 

— § 57 StVZO, Geschwindigkeitsmesser 
und Wegstreckenzähler 

— § 60 StVZO, Kennzeichen 

■ — § 67 a StVZO, Einschränkende und Baumerk- 
male. 

Frankreich 

— Titel V der Straßenverkehrsordnung: „Son- 
dervorschriften für Fahrräder und Fahrräder 
mit Hilfsmotor oder deren Anhänger", insbe- 
sondere Artikel R 188 betreffend die Defini- 
tion dieser Fahrzeuge, ergänzt durch Erlaß 
vom 20. November 1969 über die Bedingun- 
gen zur Anwendung und Kontrolle dieses 
Artikels und seine Anwendungsfrist; 

— Rundschreiben vom 31. Juli 1970 über die 
Anwendungsmodalitäten des vorgenannten 
Erlasses; 

— Erlaß vom 16. Juli 1954 (Titel III und IV) über 
die Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtung 
der Fahrzeuge; 

— ■ Erlaß vom 20. November 1969 betreffend die 
Beleuchtungseinrichtung von Fahrrädern mit 
Hilfsmotor; 

— Erlaß vom 13. April 1972 über das Geräusch 
der Fahrzeuge. 

Italien 

— Artikel 24 der Straßenverkehrsordnung und 
Verordnung Nr. 160 betreffend die Definition 
und die Merkmale von Fahrrädern mit Hilfs- 
motor; 

— Artikel 44 der Straßenverkehrsordnung und 
Verordnung Nr. 189 über die Bremseinrich- 
tungen; 

— Artikel 54 der Straßenverkehrsordnung und 
Verordnungen Nr. 191 bis 205 betreffend die 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen. 

— Artikel 46 der Straßenverkehrsordnung und 
Verordnungen Nr. 207 bis 213 über akustische 
Warneinrichtungen ; 

— Artikel 47 der Straßenverkehrsordnung, Ver- 
ordnungen Nr. 214 bis 215, Verordnungen 
Nr. 283 bis 289 über Auspuffschalldämpfer; 

— Artikel 50 der Straßenverkehrsordnung und 
Verordnungen Nr. 310 bis 315 über die Be- 
reifung und die Aufhängung; 

— Artikel 103 der Straßenverkehrsordnung be- 
treffend Geschwindigkeitsgrenzen. 


— § 22 a StVZO, Bauartgenehmigung für Fahr- 
zeugteile 

— § 38 a StVZO, Diebstahlsicherung 

— § 41 StVZO, Bremsen und Unterlegkeile 

— § 50 StVZO, Scheinwerfer für Fern- und Ab- 
blendlicht 

— § 53 StVZO, Schlußleuchten und Rück- 
strahler 

— § 53 StVZO, Bremsleuchten 

— § 54 StVZO, Fahrtrichtungsanzeiger 
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Niederlande 

— Wegenverkeerswet - Tekst W.V.R. (A. a) 
Art. 1 (a), Definition der Fahrzeuge 

— Wegenverkeerswet - Tekst W.V.R. (A. a) 
Art. 1 (dl), Definition der Fahrräder mit Hilfs- 
motor 

— Wegenverkeerswet - Tekst W.V.R. (A. a) 
Art. 80 a, Kraftübertragung zwischen Motor 
und Rädern, Antriebsleistung des Motors, 
Auspuffvorrichtung, Bremsen und Brems- 
wirkung, Kennzeichnungsschild, Marke und 
Verbrennungsmotor 

— Dekret des Ministers van Verkeer en Water- 
straat vom 10. August 1961, Nr. 53602, ge- 
ändert durch Dekret vom 24. Juli 1958, Nr. 
43602 

2. Auf Gemeinschaftsebene vorgeschlagene Aktion 

Die Mitgliedstaaten nehmen zur Gewährleistung 
der Verkehrssicherheit verschiedene Prüfungen 
vor, die sich auf Fahrräder mit Hilfsmotor er- 
strecken. Insbesondere wird durch nationale Ge- 
nehmigungs- und Zulassungsverfahren nachge- 
prüft, ob die Bauart eines Fahrrads mit Hilfs- 
motor und bestimmter Bauteile und Merkmale 
des Fahrzeugs den nationalen Vorschriften über 
den Bau und der Arbeitsweise des Fahrzeugs 
oder bestimmte Fahrzeugteile entsprechen. 

3. Das Bauartgenehmigungsverfahren, das sich in 
der Mehrzahl der Mitgliedstaaten vorfindet, 
zwingt den Hersteller, den zuständigen Behörden 
den Prototyp eines Fahrrads mit Hilfsmotor, der 
den Beginn einer Serie bildet, mit allen Unter- 
lagen, aus denen die Hauptmerkmale des Fahr- 
zeugs ersichtlich sind, vorzuführen. 

Die zuständigen Behörden nehmen sodann die in 
den Rechtsvorschriften vorgesehenen Prüfungen 
und Abnahmeversuche vor und händigen dem 
Hersteller einen „Betriebserlaubnisbogen" aus, 
wenn die Prüfung erfolgreich ist. Der Hersteller 
füllt für jedes mit der Bauart übereinstimmende 
Fahrrad mit Hilfsmotor eine „Übereinstimmungs- 
bescheinigung" aus. Diese Bescheinigung ist un- 
bedingt erforderlich, damit die Behörden die Zu- 
lassung des Fahrzeugs zum Straßenverkehr vor- 
nehmen können. 

4. Da diese Kontrollen in verschiedenen Formen 
von jedem einführenden Mitgliedstaat erneut 
vorgenommen werden müssen, können hierdurch 
Handelshemmnisse entstehen. 

Die von der Kommission angebahnte Aktion zielt 
auf eine Beseitigung dieser Handelshemmnisse 
durch Einführung eines Betriebserlaubnisver- 
fahrens von gemeinschaftlicher Geltung, dessen 
Modalitäten in dieser Richtlinie behandelt wer- 
den. Die Richtlinie beschreibt in ihren Anhängen 
die Unterlagen, die der Hersteller beibringen 
muß oder die die zuständigen Behörden aus- 
füllen müssen. Dieses Verfahren findet seine 
logische Ergänzung in dem Grundsatz der gegen- 
seitigen Anerkennung der Kontrollen. 


5. Die als Harmonisierungsverfahren gewählte 
„Alternativlösung" hat zur Folge, daß die Mit- 
gliedstaaten die Möglichkeit behalten, ihre eige- 
nen nationalen Rechtsvorschriften parallel zu den 
Gemeinschaftsvorschriften beizubehalten. 

Diese Lösung wurde bereits auf dem Sektor der 
Kraftfahrzeuge vorgeschlagen und angenommen 
und läßt sich auch auf dem hier behandelten 
Sektor vertreten, weil die Vorteile, welche die 
für einen erweiterten Raum arbeitenden Indu- 
strieunternehmen durch vergrößerten Produk- 
tionsumfang verwirklichen können, diejenigen 
Vorteile aufwiegen können, die ein Unterneh- 
men, das sich nur auf den nationalen Markt be- 
schränkt, durch Anlehnung an meist weniger 
scharfe nationale Normen realisieren könnte. 


III. Äußere Form der Richtlinie und Erläuterungen 

Die Erstellung eines Betriebserlaubnissystems von 
gemeinschaftlicher Geltung setzt die Ausarbeitung 
einer allgemeinen Richtlinie voraus, die den Zweck 
hat, das EWG-Betriebserlaubnisverfahren als solches 
zu definieren. 

Die folgenden Erläuterungen beziehen sich also auf 
den Richtlinienvorschlag zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Betriebserlaubnis von Fahrrädern 
mit Hilfsmotor. 

Der Geltungsbereich enthält die Definition des Fahr- 
rads mit Hilfsmotor gemeinschaftlicher Konzeption, 
d. h. ein Fahrzeug mit zwei oder drei Rädern, mit 
Wärmekraftmaschine bis zu 50 cm*^ Hubraum, dessen 
bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit 45 km/h und 
dessen höchstzulässiges Gewicht 250 kg nicht über- 
steigen. 

Die Kommission glaubt, eine moderne und ratio- 
nelle Definition gefunden zu haben, gestützt auf 
Grundsätze, deren Zweck ist, die bestmöglichen 
Sicherheitsbedingungen zu vereinen. 

Die auf Gemeinschaftsebene gefundene Formel, 
durch die lediglich der Hubraum, das Gewicht und 
die bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit begrenzt 
werden, läßt nämlich dem Hersteller volle Frei- 
zügigkeit für die Planung und Verwirklichung ver- 
besserter Konstruktionen von Fahrrädern mit Hilfs- 
motor mit Hinblick auf mechanische Festigkeit, Stabi- 
lität und Wirtschaftlichkeit. Eine Gewähr für die 
unabdingbaren Sicherheitsbedingungen wird durch 
die Vorschri.ften gegeben, die hinsichtlich der Wirk- 
samkeit der Bremsanlagen, der Beleuchtungs- und 
Lichtsignalanlage, der Auspuff-Schalldämpfer zu er- 
lassen sind. 

Es besteht keinerlei technisch bedingter Zwang, 
Fahrräder mit Hilfsmotor mit Pedalen auszurüsten, 
da ein solcher Zwang ein technisches Handelshemm- 
nis darstellen wird. Da jedoch auf dem Markt zwei 
Typen von Fahrrädern mit Hilfsmotor existieren, 
einer mit Pedalen, der andere ohne Pedale, hat die 
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Kommission nach Benennungen gesucht, die zugleich 
sprachlich leicht eingehen und internationalen Klang 
besitzen, andererseits in den einzelnen Mitglieds- 
ländern keinerlei Schutz durch irgendwelche Waren- 
zeichen erfordern; sie hielt es daher für zweckmäßig, 
diese beiden Bauarten mit zwei verschiedenen Be- 
zeichnungen zu versehen, nämlich „sped" für Fahr- 
rad mit Hilfsmotor mit Pedalen, und „skill" für 
Fahrzeuge ohne Pedale. Diese Unterscheidung ver- 
folgt ausschließlich den Zweck - wie dies von ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten angekündigt wurde 
Statistiken aufzustellen, um denjenigen Fahrzeug- 
typ herauszufinden, der die größeren Vorteile hin- 
sichtlich der Verkehrssicherheit bietet. Die Kommis- 
sion wird nicht verfehlen, zweckmäßigere Maßnah- 
men zu ergreifen, sobald begründete Schlußfolge- 
rungen hinsichtlich der Vorzüge der einen oder 
anderen Bauart von Fahrrädern mit Hilfsmotor vor- 
liegen. 

Auf keinen Fall darf jedoch zur Zeit irgendeine 
unterschiedliche Behandlung dieser beiden Fahr- 
zeugtypen Platz greifen, weder hinsichtlich der 
technischen Vorschriften noch der fiskalischen, ad- 
ministrativen, versicherungstechnischen oder son- 
stigen Bestimmungen (Artikel 1). 

Das EWG-Betriebserlaubnisverfahren sieht vor, daß 
der Hersteller seinem Zulassungsantrag ein Formu- 
lar beifügt (Beschreibungsbogen gemäß Muster in 
Anhang I), das alle Auskünfte über den Typ des 
Fahrrads mit Hilfsmotor enthält, dessen Betriebs- 
erlaubnis er beantragt (Artikel 3). 

Die zuständigen Behörden stellen fest, ob die im 
Beschreibungsbogen enthaltenen Angaben mit der 
vorgeführten Bauart übereinstimmen, und nehmen 
die erforderlichen Prüfungen vor. 

Die Ergebnisse der Prüfungen werden in ein Formu- 
lar eingetragen, das den Namen „Betriebserlaubnis- 
bogen" führt und dessen Muster in Anhang II der 
Richtlinie aufgeführt ist (Artikel 2 bis 4). 

Die zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaates 
senden für jeden Typ eines Fahrrads mit Hilfs- 
motor, für den die Betriebserlaubnis verweigert 
worden ist, den anderen Mitgliedstaaten eine Kopie 
der hierfür ausgestellten Beschreibungsbögen und 
Betriebserlaubnisbögen (Artikel 5 § 1). 

Für jedes Fahrzeug mit Hilfsmotor, das mit der zu- 
gelassenen Bauart übereinstimmt, wird vom Her- 
steller eine Übereinstimmungsbescheinigung ausge- 
fertigt, deren Muster in Anhang III aufgeführt ist. 
Diese Bescheinigung beurkundet die Übereinstim- 
mung der Produktion mit der zugelassenen Bauart 
in allen Mitgliedstaaten und gestattet damit den 
freien Verkehr dieser Fahrräder mit Hilfsmotor 
innerhalb der Gemeinschaft (Artikel 5 § 2). 

Die Richtlinie sieht ein System gegenseitiger Unter- 
richtung vor, das sich auf jede Art von Aushändi- 
gung, Widerruf, Verweigerung oder Änderung einer 
Betriebserlaubnis bezieht (Artikel 6). 

Der freie Verkehr von Fahrrädern mit Hilfsmotor, 
für die eine Übereinstimmungsbescheinigung aus- 


gestellt worden ist, darf aus Gründen bezüglich 
ihrer Konstruktion oder ihrer Betriebsweise nicht 
behindert werden (Artikel 7 § 1). 

Die Richtlinie setzt die zu ergreifenden Maßnahmen 
fest, wenn ein Fahrrad mit Hilfsmotor, für das eine 
Übereinstimmungsbescheinigung ausgestellt worden 
ist, mit der zugelassenen Bauart nicht übereinstimmt 
und die Verkehrssicherheit gefährdet (Artikel 7 § 2). 
Sie sieht ferner ein Verfahren vor, das in Streit- 
fällen zwischen Mitgliedstaaten hinsichtlich einer 
Beanstandung, welche die Übereinstimmung betrifft, 
einzuhalten ist (Artikel 8). 

Die Richtlinie zieht auch die Möglichkeit in Betracht, 
daß ein Mitgliedstaat gezwungen sein könnte, 
außergewöhnliche Maßnahmen zum Verbot der Ein- 
fuhr, des Verkaufs, der Zulassung zum Straßenver- 
kehr von Fahrrädern mit Hilfsmotor zu ergreifen, 
die trotz der Übereinstimmung der Angaben auf 
dem Betriebserlaubnisbogen unvorhergesehene 
Mängel aufweist. 

Dieses Recht könnte zu Schwierigkeiten führen, 
wenn die Richtlinie einmal in Kraft getreten ist. 

Trotzdem kann einem Staat die Möglichkeit eines 
solchen Verbotes in der Richtlinie eingeräumt wer- 
den, vorausgesetzt, daß ein sehr rasches Verfahren 
für die Unterrichtung der anderen Mitgliedstaaten 
und der Kommission eingerichtet wird, damit diese 
die angebrachten Initiativen ergreifen kann 
(Artikel 9). 

Da die verschiedenen Einzelrichtlinien erst nach und 
nach in Kraft treten, sind Übergangsbestimmungen 
vorzusehen. Es wird im Rahmen einer Betriebs- 
erlaubnis von nationaler Geltung die Möglichkeit 
offengelassen, die bereits harmonisierten Vorschrif- 
ten der Richtlinie anzuwenden. Andererseits kann 
der Hersteller gegenüber anderen Mitgliedstaaten 
auf Prüfungen verweisen, die bereits durch einen 
Mitgliedstaat auf der Grundlage harmonisierter 
Vorschriften vorgenommen worden sind (Artikel 10). 

Zur Berücksichtigung des technischen Fortschritts, 
der es nötig macht, die technischen Vorschriften der 
Einzelrichtlinien möglichst rasch anzupassen, wurde 
ein Verfahren der Kooperation zwischen den Mit- 
gliedstaaten und der Kommission im Rahmen eines 
Ausschusses vorgeschlagen. Dieses Verfahren ist 
grundsätzlich anzuwenden, wenn die technischen 
Anhänge zu den Einzelrichtlinien Änderungen er- 
fahren sollen. 

In diesen Einzelrichtlinien können gegebenenfalls 
Ausnahmen von diesem Grundsatz vorgesehen wer- 
den (Artikel 11). 

Die Frist für die Inkraftsetzung der Richtlinie ist auf 
18 Monate vom Datum ihrer Veröffentlichung ab 
festgesetzt, um den Mitgliedstaaten und den be- 
troffenen Kreisen die Möglichkeit zu geben, sich ihr 
anzupassen (Artikel 13 § 1). 

Die Kommission ist innerhalb vertretbarer Fristen 
von jedem Vorschriftenentwurf zu unterrichten, den 
die Mitgliedstaaten auf dem unter die Richtlinie 
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fallenden Gebiet in Aussicht nehmen. Diese Unter- 
richtung soll der Kommission gestatten, ihre et- 
waigen Einwände zu diesen Entwürfen vorzubringen 
(Artikel 14 § 2). 


IV. Konsultation der neuen Beitrittsländer 

Die neuen Beitrittsländer wurden konsultiert. Das 
Vereinigte Königreich hat wissen lassen, daß es 
einige Bemerkungen technischen Inhalts zu unter- 
breiten hat, die jedoch nicht die Prinzipien, auf die 
sich der Richtlinienvorschlag stützt, in Frage steilen 
werden. 

Die weiteren Beitrittsländer haben keine Bemer- 
kungen gemacht. 


Die Kommission wird im nächsten Jahr einen ge- 
änderten Vorschlag, insbesondere betreffend 
Artikel 2 und 10, vorlegen, um die Begriffsbestim- 
mungen und die Verfahren auf Grund der von den 
neuen Mitgliedstaaten unterbreiteten Angaben zu 
ergänzen. 


V. Konsultation des Europäischen Parlaments und 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen gemäß 
Artikel 100, § 2 des EWG-Vertrages ist erforderlich. 

Die in der Richtlinie vorgesehenen Vorschriften er- 
fordern nämlich in einigen Mitgliedstaaten eine 
Änderung ihrer derzeitigen Rechtsvorschriften. 
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